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BESCHLUSS (GASP) 2023/1574 DES RATES
vom 28. Juli 2023

zur Anderung des Beschlusses (GASP) 20222319 iiber restriktive MaRnahmen angesichts der Lage
in Haiti

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Europdische Union, insbesondere auf Artikel 29,
auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union fiir Auflen- und Sicherheitspolitik,
in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Der Rat hat am 25. November 2022 den Beschluss (GASP) 20222319 (') tiber restriktive Maflnahmen angesichts
der Lage in Haiti angenommen. Dieser Beschluss dient der Umsetzung der Resolution 2653 (2022) des
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen (im Folgenden ,VN-Sicherheitsrat“), mit der eine Sanktionsregelung fiir Haiti
eingefithrt wurde, die Mafnahmen fuir das Einfrieren von Vermogenswerten, fiir Reisebeschrinkungen und fiir ein
gezieltes Riistungsembargo umfasst.

(2)  Die Union ist der Auffassung, dass die Situation in Haiti nach wie vor eine Bedrohung des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit in der Region darstellt, und sie ist weiterhin besorgt iiber das hohe Ausmaf der
Bandengewalt und anderer krimineller Aktivititen sowie der sexuellen und geschlechtsspezifischen Gewalt, die
Unterschlagung offentlicher Gelder, die anhaltende Straflosigkeit der Tatverantwortlichen und die entsetzliche
Menschenrechtslage in Haiti, die alle verheerende Folgen fiir die Bevolkerung des Landes haben.

(3)  Die Lage in Haiti ist nach wie vor von Instabilitit gepragt, die mit der Fragilitit des Staates zusammenhingt. Die
allgemeinen Sicherheitsbedingungen sind aufgrund der allgegenwirtigen Prisenz bewaffneter Banden, die in illegale
Aktivititen verwickelt sind und zudem die Bereitstellung humanitirer Hilfe behindern, dufSerst prekir. Diese
Situation gefdhrdet unter anderem das Abhalten friedlicher, freier, fairer und transparenter Parlaments- und
Prisidentschaftswahlen, die die haitianische Regierung — sofern die allgemeinen Sicherheitsbedingungen dies
zulassen — bis 2024 ansetzen will, und behindert den ohnehin fragilen demokratische Weg des Landes.

(4)  Die haitianische Regierung hat die internationale Gemeinschaft wiederholt um Unterstiitzung bei der Wiederher-
stellung der staatlichen Autoritit und der Rechtsstaatlichkeit sowie bei der Bekdmpfung bewaffneter Banden und
anderer krimineller Organisationen ersucht, insbesondere indem sie die Vereinten Nationen um die Entsendung
einer internationalen Sondereinheit zur Unterstiitzung der haitianischen Nationalpolizei und die Organisation
Amerikanischer Staaten bei der Einrichtung einer Sonderarbeitsgruppe zur Verfolgung der Entwicklung der Lage
und zur Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und der Karibischen Gemeinschaft gebeten hat.

(5)  In diesem Kontext und angesichts der sich weiter verschlimmernden Lage im humanitiren Bereich sowie in den
Bereichen Politik, Wirtschaft und Sicherheit in Haiti ist der Rat der Ansicht, dass es angebracht ist, einen speziellen
Rahmen fiir gezielte restriktive Mafnahmen gegen natiirliche oder juristische Personen, Einrichtungen oder
Organisationen zu schaffen, die fir Handlungen, die den Frieden, die Stabilitdt und die Sicherheit Haitis gefihrden,
und fiir Handlungen, die die Demokratie oder die Rechtsstaatlichkeit in Haiti untergraben, verantwortlich sind,
sowie gegen mit ihnen verbundene natiirliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen.

(6)  Eine Bedrohung des Friedens, der Stabilitit und der Sicherheit Haitis geht insbesondere von Personen aus, die
kriminelle Aktivititen und Gewalt unter Beteiligung von bewaffneten Gruppen oder kriminellen Netzwerken
vornehmen oder unterstiitzen, die den illegalen Handel mit und die Umlenkung von Riistungsgiitern unterstiitzen,
die gegen das VN-Riistungsembargo verstofien, die Handlungen begehen, die Verstofle gegen internationale
Menschenrechtsnormen oder Menschenrechtsverletzungen darstellen, oder die humanitire Mafnahmen in Haiti
behindern.

(7)  Eine Bedrohung der Stabilitdt, der Demokratie und Rechtsstaatlichkeit Haitis geht auch von Personen aus, die sich an
schwerem finanziellen Fehlverhalten in Bezug auf offentliche Gelder und unerlaubte Kapitalausfuhr beteiligen.

(") Beschluss (GASP) 2022/2319 des Rates vom 25. November 2022 iiber restriktive MaSnahmen angesichts der Lage in Haiti (ABL. L 307
vom 28.11.2022, S. 135).
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(8)  Der Rat ist der Ansicht, dass die humanitire Ausnahme von den Maflnahmen zum Einfrieren von Vermogenswerten
gemdf der Resolution 2664 (2022) des VN-Sicherheitsrates auch fiir die erginzenden Maffnahmen in Bezug auf das
Einfrieren von Geldern und wirtschaftlichen Ressourcen gelten sollte, zusitzlich zu jenen, die von dem gemafs
Nummer 19 der VN-Resolution 2653 (2022) eingesetzten Ausschuss beschlossen werden.

(9)  Der Beschluss (GASP) 2022/2319 sollte daher entsprechend gedndert werden.

(10)  Fir die Durchfuhrung bestimmter MafSnahmen ist ein weiteres Tatigwerden der Union erforderlich —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Beschluss (GASP) 2022/2319 wird wie folgt gedndert:
1. In Artikel 1 werden in Absatz 1 Unterabsatz 2 die Worte ,im Anhang“ durch die Worte ,in Anhang I“ ersetzt.

2. Folgender Artikel wird eingefiigt:

JArtikel 1a

(1)  Die Lieferung, der Verkauf, die Weitergabe oder die Ausfuhr — unmittelbar oder mittelbar — von
Riistungsgiitern und dazugehorigen Glitern aller Art, einschlielich Waffen und Munition, Militirfahrzeugen und
-ausriistung, paramilitdrischer Ausriistung und entsprechender Ersatzteile, an die oder zugunsten der in Anhang II
aufgefiihrten Personen und Einrichtungen durch Staatsangehorige der Mitgliedstaaten oder vom Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten aus oder unter Benutzung von ihre Flagge fithrenden Schiffen oder Luftfahrzeugen sind unabhingig
davon, ob diese Giiter ihren Ursprung im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten haben oder nicht, verboten.

(2)  Esist verboten,

a) technische Hilfe, Ausbildung oder andere Unterstiitzung, einschlieflich der Bereitstellung bewaffneter Soldner, im
Zusammenhang mit militdrischen Aktivititen oder der Bereitstellung, Instandhaltung und Verwendung von
Riistungsgiitern und dazugehorigen Giitern, fiir die in Anhang II aufgefithrten Personen oder Einrichtungen zu
erbringen;

b) Finanzmittel oder Finanzhilfen im Zusammenhang mit militirischen Aktivititen, einschlieflich in Form von
Zuschiissen, Darlehen und Ausfuhrkreditversicherungen, sowie Versicherungen und Riickversicherungen fiir den
Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr von Riistungsgiitern und dazugehorigen Giitern oder fur
damit zusammenhingende technische oder sonstige Hilfe den in Anhang II aufgefithrten Personen oder
Einrichtungen bereitzustellen.

(3)  Die Mitgliedstaaten iiberpriifen in Abstimmung mit ihren nationalen Behorden und nach Mafigabe ihrer
Rechtsvorschriften und im Einklang mit dem Vélkerrecht in ihrem Hoheitsgebiet, einschlieflich ihrer Sechifen und
Flughifen, alle Ladungen auf dem Weg nach Haiti, falls sie iiber Informationen verfiigen, die hinreichende Griinde fiir
die Annahme liefern, dass die Ladung Gegenstinde enthilt, deren Lieferung, Verkauf, Weitergabe oder Ausfuhr nach
diesem Artikel verboten ist.

(4)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass sie iiber angemessene Kennzeichnungs- und Aufzeichnungsmaffnahmen
fur die Riickverfolgung von Riistungsgiitern — einschlieflich Kleinwaffen und leichter Waffen — im Einklang mit den
internationalen und regionalen Instrumenten, deren Vertragsparteien sie sind, verfiigen, und priifen, wie
Nachbarldnder — gegebenenfalls und auf deren Anfrage — am besten bei der Verhiitung und Aufdeckung des
illegalen Handels und der Umlenkung unter Verstoff gegen die nach den Absitzen 1 und 2 verhdngten Mafnahmen
unterstiitzt werden konnen.”

3. Artikel 2 wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 1 Unterabsatz 2 werden die Worte ,,im Anhang* durch die Worte ,in Anhang I* ersetzt;
b) in Absatz 5 werden die Worte ,im Anhang“ durch die Worte ,in Anhang I ersetzt.

4. Folgender Artikel wird eingefiigt:

JArtikel 2a

(1)  Die Mitgliedstaaten ergreifen die Malnahmen, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass natiirliche Personen
in ihr Hoheitsgebiet einreisen oder durch ihr Hoheitsgebiet durchreisen,

a) die fir Handlungen, die den Frieden, die Stabilitit oder die Sicherheit in Haiti bedrohen, verantwortlich sind, daran
mitbeteiligt waren oder sie unmittelbar oder mittelbar vorgenommen haben, einschlielich des Folgenden:
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i)  unmittelbare oder mittelbare Vornahme oder Unterstiitzung von kriminellen Aktivitdten und Gewalt unter
Beteiligung von bewaffneten Gruppen oder kriminellen Netzwerken, die Gewalt fordern, darunter die
Zwangsrekrutierung von Kindern durch diese Gruppen und Netzwerke, Entfithrungen, Menschenhandel,
Migrantenschleusung, Totungen sowie sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt;

ii) Unterstiitzung des unerlaubten Handels mit und der Umlenkung von Riistungsgiitern und dazugehorigen
Giitern oder der damit zusammenhingenden illegalen Finanzstrome;

ii) Handeln fiir eine Person oder Einrichtung, die im Zusammenhang mit einer unter den Ziffern i oder ii
beschriebenen Aktivitit benannt wurde, in deren Namen oder auf deren Anweisung oder zu deren
anderweitiger Unterstlitzung oder Finanzierung, unter anderem durch die unmittelbare oder mittelbare
Verwendung von Ertrigen aus organisierter Kriminalitdt, darunter Ertrige aus der unerlaubten Gewinnung
von Drogen und ihren Ausgangsstoffen und dem unerlaubtem Verkehr mit diesen Stoffen aus und tiber Haiti,
Menschenhandel und Migrantenschleusung aus Haiti oder Schmuggel von und Handel mit Riistungsgiitern
nach oder aus Haiti;

iv) Verstofle gegen das Waffenembargo, Lieferung, Verkauf oder Weitergabe, sei es unmittelbar oder mittelbar,
von Riistungsgiitern oder dazugehdrigem Material, technischer Beratung, Ausbildung oder Hilfe,
einschlielich Finanzierung und Finanzhilfen, an bewaffnete Gruppen oder kriminelle Netzwerke in Haiti
sowie Entgegennahme dieser Giiter und Unterstiitzung im Zusammenhang mit gewaltsamen Aktivititen
bewaffneter Gruppen oder krimineller Netzwerke in Haiti;

v)  Planung, Steuerung oder Begehung von Handlungen, die gegen das humanitire Volkerrecht verstofen oder
Menschenrechtsverletzungen darstellen, darunter aufSergerichtliche Totungen, einschlieflich von Frauen und
Kindern, sowie Begehung von Gewalthandlungen, Verschleppungen, Verschwindenlassen oder Entfithrungen
zur Erpressung von Losegeld in Haiti;

vi) Planung, Steuerung oder Begehung sexueller und geschlechtsspezifischer Gewalthandlungen in Haiti,
einschliefSlich Vergewaltigungen und sexueller Sklaverei;

vii) Behinderung der Bereitstellung humanitirer Hilfe an Haiti oder des Zugangs zu humanitirer Hilfe oder der
Verteilung humanitirer Hilfsgiiter in Haiti;

viii) Angriffe auf Personal und Einrichtungen der Delegationen der Union oder der diplomatischen Vertretungen
und der Einsitze der Mitgliedstaaten in Haiti und die Unterstiitzung derartiger Angriffe;

b) die die Demokratie oder die Rechtsstaatlichkeit in Haiti durch schweres finanzielles Fehlverhalten in Bezug auf
offentliche Gelder oder unerlaubte Kapitalausfuhr untergraben;

¢) die mit den nach den Buchstaben a oder b oder in Artikel 2 Absatz 1 benannten natiirlichen Personen verbunden
sind.
Die von diesem Absatz betroffenen natiirlichen Personen sind in Anhang IT aufgefiihrt.

(2)  Absatz 1 verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht dazu, ihren eigenen Staatsangehorigen die Einreise in ihr
Hoheitsgebiet zu verweigern.

(3)  Absatz 1 lasst die Fille unberiihrt, in denen fiir einen Mitgliedstaat eine volkerrechtliche Verpflichtung besteht,
und zwar:

a) wenn er Gastland einer internationalen zwischenstaatlichen Organisation ist,

b) wenn er Gastland einer internationalen Konferenz ist, die von den Vereinten Nationen einberufen wurde oder unter
deren Schirmherrschaft steht,

¢) im Rahmen einer multilateralen Ubereinkuntft, die Vorrechte und Befreiungen verleiht, oder
d) im Rahmen des 1929 zwischen dem Heiligen Stuhl (Staat Vatikanstadt) und Italien geschlossenen Lateranvertrags.

(4)  Absatz 3 gilt auch in den Fillen, in denen ein Mitgliedstaat Gastland der Organisation fiir Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) ist.

(5)  Der Rat ist in allen Fillen, in denen ein Mitgliedstaat eine Ausnahme aufgrund von Absatz 3 oder 4 gewihrt,
ordnungsgemif zu unterrichten.

(6)  Die Mitgliedstaaten konnen Ausnahmen von den Maffnahmen nach Absatz 1 gewihren, wenn die Reise
aufgrund einer humanitiren Notlage oder aufgrund der Teilnahme an Tagungen auf zwischenstaatlicher Ebene oder
an Tagungen, die von der Union unterstiitzt oder ausgerichtet werden oder aber von einem Mitgliedstaat ausgerichtet
werden, der zu dem Zeitpunkt den OSZE-Vorsitz innehat, gerechtfertigt ist, sofern dort ein politischer Dialog gefiihrt
wird, der unmittelbar zu den politischen Zielen der restriktiven Mafinahmen beitrégt.
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(7)  Die Mitgliedstaaten konnen auch dann Ausnahmen von den Maffnahmen nach Absatz 1 gewihren, wenn die
Einreise oder Durchreise im Rahmen eines Gerichtsverfahrens erforderlich ist.

(8)  Ein Mitgliedstaat, der Ausnahmen nach den Absitzen 6 oder 7 gewahren mochte, unterrichtet den Rat
schriftlich hiervon. Die Ausnahme gilt als gewahrt, wenn nicht innerhalb von zwei Arbeitstagen nach Eingang der
Meldung iiber die vorgeschlagene Ausnahme von einem oder mehreren Mitgliedstaaten schriftlich Einwand dagegen
erthoben wird. Wenn von einem oder mehreren Mitgliedstaaten ein Einwand erhoben wird, kann der Rat mit
qualifizierter Mehrheit beschlieBen, die vorgeschlagene Ausnahme zu gewihren.

(9)  In den Fillen, in denen ein Mitgliedstaat gemdfl den Absitzen 3, 4, 6 oder 7 den in Anhang II aufgefithrten
Personen die Einreise in oder die Durchreise durch sein Hoheitsgebiet genehmigt, gilt die Genehmigung nur fiir den
Zweck, fir den sie erteilt wurde, und nur fur die unmittelbar davon betroffenen Personen.

5. Artikel 3 wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 1 werden die Worte ,im Anhang“ durch die Worte ,in Anhang I ersetzt;
b) in Absatz 2 werden die Worte ,im Anhang“ durch die Worte ,in Anhang I ersetzt;
c) in Absatz 4 Buchstabe b werden die Worte ,im Anhang“ durch die Worte ,in Anhang I ersetzt.

6. Folgender Artikel wird eingefugt:

LArtikel 3a

(1)  Samtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die im Eigentum oder unter der direkten oder indirekten
Kontrolle von natiirlichen oder juristischen Personen, Einrichtungen oder Organisationen stehen,

a) die fir Handlungen, die den Frieden, die Stabilitit oder die Sicherheit in Haiti bedrohen, verantwortlich sind, daran
mitbeteiligt waren oder sie unmittelbar oder mittelbar vorgenommen haben, einschlielich des Folgenden:

i)  unmittelbare oder mittelbare Vornahme oder Unterstiitzung von kriminellen Aktivititen und Gewalt unter
Beteiligung von bewaffneten Gruppen oder kriminellen Netzwerken, die Gewalt férdern, darunter die
Zwangsrekrutierung von Kindern durch diese Gruppen und Netzwerke, Entfithrungen, Menschenhandel,
Migrantenschleusung, Totungen sowie sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt;

ii)  Unterstiitzung des unerlaubten Handels mit und der Umlenkung von Riistungsgiitern und dazugehorigen
Giitern oder der damit zusammenhingenden illegalen Finanzstrome;

iii) Handeln fiir eine Person oder Einrichtung, die im Zusammenhang mit einer unter den Ziffern i oder ii
beschriebenen Aktivitit benannt wurde, in deren Namen oder auf deren Anweisung oder zu deren
anderweitiger Unterstlitzung oder Finanzierung, unter anderem durch die unmittelbare oder mittelbare
Verwendung von Ertrigen aus organisierter Kriminalitit, darunter Ertrige aus der unerlaubten Gewinnung
von Drogen und ihren Ausgangsstoffen und dem unerlaubtem Verkehr mit diesen Stoffen aus und iiber Haiti,
Menschenhandel und Migrantenschleusung aus Haiti oder Schmuggel von und Handel mit Riistungsgiitern
nach oder aus Haiti;

iv)  Verstofle gegen das Waffenembargo, Lieferung, Verkauf oder Weitergabe, sei es unmittelbar oder mittelbar,
von Riistungsgiitern oder dazugehdrigem Material, technischer Beratung, Ausbildung oder Hilfe,
einschlielich Finanzierung und Finanzhilfen, an bewaffnete Gruppen oder kriminelle Netzwerke in Haiti
sowie Entgegennahme dieser Giiter und Unterstittzung im Zusammenhang mit gewaltsamen Aktivitdten
bewaffneter Gruppen oder krimineller Netzwerke in Haiti;

v)  Planung, Steuerung oder Begehung von Handlungen, die gegen das humanitire Volkerrecht verstoffen oder
Menschenrechtsverletzungen darstellen, darunter aufSergerichtliche Totungen, einschlieflich von Frauen und
Kindern, sowie Begehung von Gewalthandlungen, Verschleppungen, Verschwindenlassen oder Entfithrungen
zur Erpressung von Losegeld in Haiti;

vi) Planung, Steuerung oder Begehung sexueller und geschlechtsspezifischer Gewalthandlungen in Haiti,
einschlieflich Vergewaltigungen und sexueller Sklaverei;

vii) Behinderung der Bereitstellung humanitdrer Hilfe an Haiti oder des Zugangs zu humanitérer Hilfe oder der
Verteilung humanitirer Hilfsgiiter in Haiti;

viii) Angriffe auf Personal und Einrichtungen der Delegationen der Union oder der diplomatischen Vertretungen
und der Einsitze der Mitgliedstaaten in Haiti und die Unterstiitzung derartiger Angriffe;
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b) die die Demokratie oder die Rechtsstaatlichkeit in Haiti durch schweres finanzielles Fehlverhalten in Bezug auf
offentliche Gelder oder unerlaubte Kapitalausfuhr untergraben,

¢) die mit den nach den Buchstaben a und b oder nach Artikel 3 Absatz 1 benannten natiirlichen oder juristischen
Personen, Einrichtungen oder Organisationen in Verbindung stehen,

werden eingefroren.

Die von diesem Absatz betroffenen natiirlichen oder juristischen Personen, Einrichtungen oder Organisationen sind in
Anhang 11 aufgefiihrt.

(2)  Den in Anhang II aufgefithrten natiirlichen oder juristischen Personen, Einrichtungen oder Organisationen
diirfen weder unmittelbar noch mittelbar Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen zur Verfigung gestellt werden oder
zugutekommen.

(3)  Abweichend von den Absidtzen 1 und 2 kénnen die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten unter den ihnen
angemessen erscheinenden Bedingungen die Freigabe oder die Bereitstellung bestimmter eingefrorener Gelder oder
wirtschaftlicher Ressourcen genehmigen, nachdem sie festgestellt haben, dass die betreffenden Gelder oder
wirtschaftlichen Ressourcen

a) zur Befriedigung der Grundbediirfnisse der in Anhang II genannten natiirlichen oder juristischen Personen,
Einrichtungen oder Organisationen sowie von unterhaltsberechtigten Familienangehorigen jener natiirlichen
Personen, unter anderem fur die Bezahlung von Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Medikamenten und
medizinischer Behandlung, Steuern, Versicherungsprimien und Gebiihren offentlicher Versorgungseinrichtungen,
erforderlich sind;

b) ausschlieflich fiir die Bezahlung angemessener Honorare und die Erstattung von Ausgaben im Zusammenhang mit
der Erbringung juristischer Dienstleistungen bestimmt sind;

c) ausschlieflich fiir die Bezahlung von Gebiihren oder Dienstleistungskosten fiir die routinemafSige Verwahrung oder
Verwaltung eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen bestimmt sind;

d) fir die Deckung auferordentlicher Ausgaben erforderlich sind, vorausgesetzt, dass die zustindige Behorde den
zustdndigen Behorden der anderen Mitgliedstaaten und der Kommission mindestens zwei Wochen vor Erteilung
der Genehmigung mitgeteilt hat, aus welchen Griinden sie der Auffassung ist, dass eine spezifische Genehmigung
erteilt werden sollte, oder

e) auf Konten oder von Konten einer diplomatischen Vertretung oder Konsularstelle oder einer internationalen
Organisation tiberwiesen werden sollen, die Immunitit nach dem Volkerrecht geniefSt, soweit diese Zahlungen fiir
amtliche Zwecke dieser diplomatischen Vertretung oder Konsularstelle oder internationalen Organisation
bestimmt sind.

Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission iiber jede nach diesem
Artikel erteilte Genehmigung innerhalb von zwei Wochen nach deren Erteilung.

(4)  Abweichend von Absatz 1 konnen die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten die Freigabe bestimmter
eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen oder die Bereitstellung bestimmter Gelder oder wirtschaftlicher
Ressourcen genchmigen, wenn die folgenden Voraussetzungen erfiillt sind:

a) Die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegenstand einer schiedsgerichtlichen Entscheidung, die vor dem
Tag ergangen ist, an dem die in Absatz 1 genannte natiirliche oder juristische Person, Einrichtung oder
Organisation in die Liste in Anhang II aufgenommen wurde oder Gegenstand einer vor oder nach diesem Tag in
der Union ergangenen gerichtlichen oder behordlichen Entscheidung oder einer vor oder nach diesem Tag im
betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbaren gerichtlichen Entscheidung,

b) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden im Rahmen der geltenden Gesetze und sonstigen Rechtsvor-
schriften tiber die Rechte des Glaubigers ausschlieflich fur die Erfiillung der Forderungen verwendet, die durch
eine solche Entscheidung gesichert sind oder deren Bestehen in einer solchen Entscheidung bestitigt wird,

¢) die Entscheidung kommt nicht einer in Anhang II aufgefiihrten natiirlichen oder juristischen Person, Einrichtung
oder Organisation zugute und

d) die Anerkennung der Entscheidung steht nicht im Widerspruch zur offentlichen Ordnung des betreffenden
Mitgliedstaats.

Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission iiber jede nach diesem
Artikel erteilte Genehmigung innerhalb von zwei Wochen nach deren Erteilung.
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(5)  Absatz 1 hindert eine in Anhang II aufgefithrte natiirliche oder juristische Person, Einrichtung oder
Organisation nicht daran, Zahlungen aufgrund eines Vertrags, einer Vereinbarung oder einer Verpflichtung zu leisten,
der bzw. die vor dem Tag eingegangen wurde bzw. entstanden ist, an dem diese natiirliche oder juristische Person,
Einrichtung oder Organisation in den Anhang aufgenommen wurde, sofern der betreffende Mitgliedstaat festgestellt
hat, dass die Zahlung weder unmittelbar noch mittelbar von einer natiirlichen oder juristischen Person, Einrichtung
oder Organisation im Sinne von Absatz 1 entgegengenommen wird.

(6)  Absatz 2 gilt nicht fur eine auf eingefrorenen Konten erfolgte Gutschrift von
a) Zinsen und sonstigen Ertrige dieser Konten,

b) Zahlungen aufgrund von Vertrdgen, Vereinbarungen oder Verpflichtungen, die vor dem Zeitpunkt geschlossen
wurden oder entstanden sind, ab dem diese Konten den Mafnahmen nach den Absitzen 1 und 2 unterliegen, oder

¢) Zahlungen aufgrund von in der Union ergangenen oder in dem betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbaren
gerichtlichen, behordlichen oder schiedsgerichtlichen Entscheidungen,

sofern diese Zinsen, sonstigen Ertriage und Zahlungen weiterhin den Mafsnahmen nach Absatz 1 unterliegen.

(7)  Die Absitze 1 und 2 finden keine Anwendung auf die Bereitstellung, den Einsatz oder die Zahlung von Geldern,
anderen finanziellen Vermdgenswerten oder wirtschaftlichen Ressourcen oder die Bereitstellung von Giitern und
Dienstleistungen, die notwendig sind, um die rasche Bereitstellung humanitirer Hilfe zu gewahrleisten oder andere
Titigkeiten zur Deckung grundlegender menschlicher Bediirfnisse zu unterstiitzen, wenn die Hilfe bzw. die anderen
Titigkeiten durchgefiihrt werden von

a) den Vereinten Nationen, einschlieflich ihrer Programme, Fonds und sonstigen Einrichtungen und Stellen, sowie
ihren Sonderorganisationen und verwandten Organisationen;

b) internationalen Organisationen;

¢) humanitire Hilfe leistenden Organisationen mit Beobachterstatus in der Generalversammlung der Vereinten
Nationen und Mitgliedern dieser Organisationen;

d) bilateral oder multilateral finanzierten nichtstaatlichen Organisationen, die sich an den Plinen der Vereinten
Nationen fiir humanitire Mafinahmen, den Pldnen fur Fliichtlingshilfemafinahmen oder anderen Appellen der
Vereinten Nationen oder an vom OCHA koordinierten humanitiren ,Clustern beteiligen;

e) den Beschiftigten, Zuschussempfingern, Tochtergesellschaften oder Durchfithrungspartnern der unter den
Buchstaben a bis d genannten Einrichtungen, wahrend und soweit sie in dieser Eigenschaft titig sind, oder

f) sonstigen geeigneten Akteuren, wie vom Rat bestimmt.

(8)  Unbeschadet des Absatzes 7 konnen die zustindigen Behorden abweichend von den Absitzen 1 und 2 in Bezug
auf eine in Anhang II aufgefithrte natiirliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung unter ihnen
geeignet erscheinenden Bedingungen die Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen
oder die Bereitstellung bestimmter Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen genehmigen, nachdem sie festgestellt
haben, dass die Zurverfiigungstellung dieser Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen fiir humanitire Zwecke wie die
Durchfithrung oder Erleichterung von Hilfeleistungen, einschlieflich medizinischer Versorgung, Nahrungsmittellie-
ferungen oder des Transports humanitirer Helfer und damit verbundener Hilfe, oder fiir Evakuierungen aus Haiti
erforderlich ist.

Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission iiber nach dem
vorliegenden Absatz erteilte Genehmigungen innerhalb von zwei Wochen nach deren Erteilung.”

7. Artikel 4 erhilt folgende Fassung:

LArtikel 4

(I)  Der Rat dndert einstimmig die Liste in Anhang I entsprechend den Feststellungen des Sicherheitsrates der
Vereinten Nationen (im Folgenden ,Sicherheitsrat’) oder des Sanktionsausschusses.

(2)  Auf Vorschlag eines Mitgliedstaats oder des Hohen Vertreters der Union fiir Auffen- und Sicherheitspolitik (im
Folgenden Hoher Vertreter) erstellt und dndert der Rat die Liste in Anhang II einstimmig.“
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8. Artikel 5 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Benennt der Sicherheitsrat oder der Sanktionsausschuss eine Person oder Einrichtung, so nimmt der Rat
diese Person oder Einrichtung in Anhang I auf. Der Rat setzt die betreffende Person oder Einrichtung entweder auf
direktem Weg, falls ihre Anschrift bekannt ist, oder durch die Veroffentlichung einer Bekanntmachung von seinem
Beschluss und den Griinden fiir die Aufnahme in die Liste in Kenntnis und gibt dabei dieser Person oder
Einrichtung Gelegenheit zur Stellungnahme.”

b) Folgender Absatz wird eingefiigt:

»(1a)  Der Rat setzt die betreffende natiirliche oder juristische Person, Einrichtung oder Organisation von dem
Beschluss nach Artikel 4 Absatz 2 und den Griinden fiir die Aufnahme in die Liste entweder auf direktem Weg,
falls ihre Anschrift bekannt ist, oder durch Verédffentlichung einer Bekanntmachung in Kenntnis und gibt dieser
natiirlichen oder juristischen Person, Einrichtung oder Organisation Gelegenheit zur Stellungnahme.”

9. Artikel 6 erhilt folgende Fassung:

JArtikel 6

(1)  Anhang I enthilt die vom Sicherheitsrat oder vom Sanktionsausschuss angegebenen Griinde fiir die Aufnahme
der betreffenden Personen und Einrichtungen in die Liste.

(2)  Anhang I enthilt, soweit verfiigbar, auch Angaben, die vom Sicherheitsrat oder vom Sanktionsausschuss
bereitgestellt werden und die zur Identifizierung der betreffenden Personen oder Einrichtungen erforderlich sind. Bei
natiirlichen Personen konnen diese Angaben Namen, einschlieflich Aliasnamen, Geburtsdatum und -ort, Staatsange-
horigkeit, Reisepass- und Personalausweisnummern, Geschlecht, Anschrift, soweit bekannt, sowie Funktion oder
Beruf umfassen. Bei juristischen Personen, Einrichtungen oder Organisationen konnen diese Angaben Namen, Ort
und Datum der Registrierung, Registriernummer und Geschiftssitz umfassen.

(3)  Anhang II enthilt die Griinde fiir die Aufnahme der benannten natiirlichen und juristischen Personen,
Einrichtungen oder Organisationen in die Liste.

(4)  Anhang II enthilt, soweit verfiigbar, auch Angaben, die zur Identifizierung der betreffenden natiirlichen oder
juristischen Personen, Einrichtungen oder Organisationen erforderlich sind. Bei natiirlichen Personen konnen diese
Angaben Namen und Aliasnamen, Geburtsdatum und -ort, Staatsangehorigkeit, Reisepass- und Personalaus-
weisnummern, Geschlecht, Anschrift, soweit bekannt, sowie Funktion oder Beruf umfassen. Bei juristischen Personen,
Einrichtungen oder Organisationen konnen diese Angaben Namen, Ort und Datum der Registrierung,
Registriernummer und Geschiftssitz umfassen.”

10. In Artikel 7 erhalten die Absitze 1 und 2 folgende Fassung:

,(1)  Der Rat und der Hohe Vertreter verarbeiten personenbezogene Daten, um ihre Aufgaben nach diesem
Beschluss zu erfiillen, insbesondere

a) fiir den Rat bei der Ausarbeitung und Durchfithrung von Anderungen der Anhénge I und II;
b) fiir den Hohen Vertreter bei der Ausarbeitung von Anderungen der Anhinge I und II.

(2)  Der Rat und der Hohe Vertreter diirfen gegebenenfalls Daten in Bezug auf Straftaten der in der Liste gefithrten
natiirlichen Personen sowie in Bezug auf strafrechtliche Verurteilungen oder Sicherungsmafiregeln im
Zusammenhang mit diesen Personen nur in dem Umfang verarbeiten, in dem dies fiir die Ausarbeitung der Anhinge I
und II erforderlich ist.“

11. Folgender Artikel wird eingefugt:

JArtikel 7a

Anspriiche in Verbindung mit einem Vertrag oder einer Transaktion, deren Erfiillung bzw. Durchfithrung von den mit
diesem Beschluss verhdngten Mafinahmen unmittelbar oder mittelbar, ganz oder teilweise betroffen ist, darunter
Schadensersatzanspriiche oder dhnliche Anspriiche, wie Entschddigungs- oder Garantieanspriiche, vor allem
Anspriiche auf Verlingerung oder Zahlung einer Obligation, einer Garantie oder Gegengarantie, insbesondere einer
finanziellen Garantie oder Gegengarantie, in jeglicher Form, werden nicht erfiillt, wenn sie geltend gemacht werden
von

a) einer benannten, in Anhang II aufgefithrten natiirlichen oder juristischen Person, Einrichtung oder Organisation
oder
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b) einer natiirlichen oder juristischen Person, Einrichtung oder Organisation, die iiber eine unter Buchstabe a
genannte natiirliche oder juristische Person, Einrichtung oder Organisation oder in deren Namen handelt.

12. Artikel 8 erhilt folgende Fassung:

LArtikel 8

(1)  Dieser Beschluss wird entsprechend den Feststellungen des Sicherheitsrates gegebenenfalls gedndert oder
aufgehoben.

(2)  Diein Artikel 2a Absatz 1 und Artikel 3a Absitze 1 und 2 genannten Mafnahmen gelten bis zum 29. Juli 2024
und werden fortlaufend iiberpriift. Sie werden gegebenenfalls verlingert oder gedndert, wenn der Rat der Auffassung
ist, dass ihre Ziele nicht erreicht wurden.

(3)  Bei der Uberpriifung restriktiver Mafnahmen nach Artikel 2a Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b und
Artikel 3a Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b beriicksichtigt der Rat gegebenenfalls, ob gegen die betreffenden
Personen im Zusammenhang mit den Griinden fiir ihre Aufnahme in die Liste ein Gerichtsverfahren anhingig ist oder
nicht.”

13. Der Anhang wird in ,Anhang I umbenannt.

14. Der Wortlaut des Anhangs des vorliegenden Beschlusses wird als Anhang II angefiigt.
Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Geschehen zu Briissel am 28. Juli 2023.

Im Namen des Rates
Der Prisident
P. NAVARRO RIOS
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ANHANG

SANHANG II
A. Liste der natiirlichen Personen nach Artikel 2a Absatz 1 und Artikel 3a Absatz 1

B. Liste der juristischen Personen, Einrichtungen und Organisationen nach Artikel 3a Absatz 1“.



	Beschluss (GASP) 2023/1574 des Rates vom 28. Juli 2023 zur Änderung des Beschlusses (GASP) 2022/2319 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Haiti 
	ANHANG 


